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1. Aufstellung des Bebauungsplanes 
 
1.1 Aufstellungsbeschluss 

Die Stadt Uslar hat die Aufstellung der 6. Änderung des Bebauungsplanes Nr. 14 A I 
„Industriegelände“ beschlossen. 

 
1.2 Planbereich 

Der Planbereich befindet sich im Osten der Kernstadt Uslar nördlich der Bundesstraße 241 
und beinhaltet die im Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsflächen mit den angrenzenden 
bislang nicht überbaubaren Flächen. Er wird auf dem Deckblatt dieser Begründung im Maß-
stab 1:5.000 dargestellt. 

 
 
2. Planungsvorgaben 
 
2.1 Regionale Raumordnungsplanung 

Ziele und Grundsätze der Regionalen Raumordnungsplanung werden durch die vor-
liegende Bebauungsplanänderung nicht berührt. 

 
2.2 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Uslar stellt für den Geltungsbereich der vorliegenden 
Bebauungsplanänderung eine gewerbliche Baufläche sowie zum Teil Verkehrsflächen für 
Hauptverkehrsstraßen dar. Er ist durch den Inhalt der vorliegenden Bebauungsplan-
änderung nicht betroffen. 

 
2.3 Bebauungsplan 

In seiner bisherigen Fassung setzt der Bebauungsplan Verkehrsflächen für Straßen fest, 
von denen die überbaubaren Flächen der angrenzenden Baugebiete unterschiedliche 
Abstände halten. 

 
2.4 Natur und Landschaft (Gebietsbeschreibung) 

Es handelt sich hier um fast vollständig bebaute Industriegebiete, die entsprechend den 
Vorgaben des Bebauungsplanes genutzt werden. Wertvolle Bereiche von Natur und Land-
schaft sind durch die Planung nicht betroffen. 
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Ausschnitt Bebauungsplan Nr. 14 A I „Industriegelände“ 
verkleinert aus M 1 : 1.000 
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3. Verbindliche Bauleitplanung 
 
3.1 Ziel und Zweck der Planung (Planungsabsicht) 

Um eine bessere Ausnutzung der Baugrundstücke zu ermöglichen, sollen die Baugrenzen 
zur Bestimmung der überbaubaren Flächen direkt auf die Grenzen der Straßenverkehrs-
flächen gelegt werden. Die notwendigen Abstände bestimmen sich danach lediglich noch 
nach den Vorgaben der Niedersächsischen Bauordnung.  

Da das Maß der baulichen Nutzung so wie die anderen Festsetzungen für die Baugebiet 
unverändert bleiben, ist damit keine Erhöhung der zulässigen Baudichte oder Baumasse 
verbunden. Ein erhöhter Eingriff in die Belange von Natur und Landschaft findet somit 
ebenso wenig statt wie eine Erhöhung der Versiegelungsrate des Bodens. Lediglich die 
Verteilbarkeit der ohnehin zulässigen Baumassen wird erleichtert. 

Die vorliegende Bebauungsplanänderung dient der Innenentwicklung im Sinne des 
§ 13a (1) BauGB, ohne dass eine zulässige Grundfläche, die den Grenzwert nach § 13a (1) 
Nr. 1 BauGB überschreiten würde, festgesetzt wird. 

Eine Beeinträchtigung von besonders geschützten Arten oder deren Lebensstätten ist 
durch die Planänderung im Vergleich zur bisherigen Planfassung nicht zu erwarten. Die 
6. Änderung des Bebauungsplanes kann somit im beschleunigten Verfahren aufgestellt 
werden. Von einer Umweltprüfung mit anschließendem Umweltbericht wird gemäß § 13 (3) 
BauGB abgesehen. 

 
3.2 sonstige Festsetzungen 

Sonstige Festsetzungen des Bebauungsplanes bleiben unberührt und gelten weiterhin. Die 
den Änderungsbereich betreffenden Textlichen Festsetzungen werden auf der Plan-
zeichnung nachrichtlich aus der Ursprungsplanung übernommen und dargestellt. 

 
 
4. Zur Verwirklichung der Bebauungsplanänderung zu treffende Maßnahmen 
 
4.1 Altablagerungen, Bodenkontaminationen 

Das Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie hat darauf hingewiesen, dass sich auf 
der Fläche des Bebauungsplanes Nr. 14 Al eine alte Kohlenwasserstoffbohrung befinde. 
Da nähere Angaben zur Verfüllung der Bohrung nicht vorliegen, sollte in einem Radius 
von 5 m um den Bohransatzpunkt ein Sicherheitsabstand eingehalten werden, welcher 
von Bebauung freizuhalten sei.  

Daten zur Bohrung:  

 

 

 

 

 

Name der 
Bohrung  

Rechtswert  Hochwert  

B1 7-4 Allers-
hausen 4  

3545253  5724845  

Altablagerungen oder Bodenkontaminationen sind ansonsten im Geltungsbereich dieses 
Bebauungsplanes nicht bekannt. 
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4.2 Bodenordnung 

Bodenordnende Maßnahmen sind nicht erforderlich. 
 
4.3 Ver- und Entsorgung 

Die Ver- und Entsorgung des Planbereiches kann problemlos sichergestellt werden.  

Der Löschwasserbedarf ist entsprechend den einschlägigen Vorschriften zu sichern. 
Anhaltspunkte dafür, dass dies nicht möglich wäre, sind nicht erkennbar. 

 
 
Diese Begründung gemäß § 9 (8) BauGB hat zusammen mit der 6. Änderung des Bebauungs-
planes Nr. 14 A I 

„Industriegelände“ 

vom 7.10.2016 bis einschließlich 18.11.2016 

gemäß § 3 (2) BauGB öffentlich ausgelegen und wurde vom Rat der Stadt Uslar beschlossen. 

Uslar, den  
 
                                                    Siegel 
 
 
    Bürgermeister                        


